Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1647 


Sachgebiet 784 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Januar 1971 

1/4 (IV/ 1) - 68070 - E - Fi 8/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Assoziationspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage 

den Entwurf eines Beschlusses des Assoziationsrates über 
die Anwendung von Artikel 6 des Protokolls Nr. 1 im 
Anhang zum Abkommen von Ankara auf die Erzeugnisse 
des Fischereisektors 

den Vorschlag einer Verordnung des Rates über die Ein- 
fuhr von Fichereierzeugnissen mit Ursprung in und Her- 
kunft aus der Türkei in die Gemeinschaft. 

Dieser Entwurf und der Vorschlag sind mit Schreiben des Herrn 
Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 7. Dezember 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem Verord- 
nungsvorschlag der Kommission ist vorgesehen, die Anhörung 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften übermittelte Begründung beige- 
fügt. 

Für den. Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Innern 

Genscher 


Drude: Budidrudeerei R. Madel, 5307 Wadi tberg> Villip 
Alleinvertrieb Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Entwurf eines Beschlusses des Assoziationsrates 
über die Anwendung von Artikel 6 des Protokolls Nr. 1 
im Anhang zum Abkommen von Ankara auf die Erzeugnisse 

des Fischereisektors 


DER ASSOZIATIONSRAT - 

gestützt auf das Abkommen zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Türkei, insbesondere auf Ar- 
tikel 6 des Protokolls (vorläufiges Protokoll) Nr. 1 
im Anhang zu diesem Abkommen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit seinem Beschluß Nr. 1/67 vom 1. Dezember 
1967 hat der Assoziationsrat Zollkontingente für die 
Einfuhr bestimmter Fischereierzeugnisse mit Ur- 
sprung in und Herkunft aus der Türkei in die Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft festgesetzt; diese 
Regelung gilt solange, bis in der Gemeinschaft die 
gemeinsame Politik auf dem Fischereisektor in Kraft 
tritt. 

Diese gemeinsame Politik tritt am 1. Februar 1971 
in Kraft; es ist eine Regelung zu treffen, die der Tür- 
kei für Erzeugnisse dieses Sektors mindestens eben- 
so günstige Ausfuhrmöglichkeiten in die Gemein- 
schaft gewährleistet wie bei Anwendung der Rege- 
lung gemäß dem Beschluß Nr. 1/67 - 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Die folgenden Erzeugnisse mit Ursprung in und Her- 
kunft aus der Türkei können zu einem Zollsatz in 
Höhe von 50 °/o des Zollsatzes des Gemeinsamen 
Zolltarifs in die Gemeinschaft eingeführt werden: 


Nummer des| 

Gemein- ' Warenbezeichnung 

Samen | 

Zolltarifs 


03.01 Fische, frisch (lebend oder nicht lebend), 
gekühlt oder gefroren: 

B. Seefische: 

I. ganz, ohne Kopf oder zerteilt: 

e) Haie 

f) Rotbarsche, Goldbarsche oder 
Tiefenbarsche (Sebastes 
marinus) 

g) Heilbutte (Hippoglossus 
vulgaris, Hippoglossus 
reinhardtius) 

h) Kabeljau (Gadus morrhua oder 
Gadus callarias) 


Nummer des 
Gemein- 
samen 
Zolltarifs 


Warenbezeichnung 


03 01 ij) Köhler (Pollachius virens oder 

Gadus virens) 


k) Schellfisch 


l) Merlan (Merlangus merlangus) 

m) Makrelen 

o) Schollen 


p) Sebrassen der Art Dentex und 
der Pagellus-Arten 

q) andere 


Artikel 2 

Für nachstehende Erzeugnisse mit Ursprung in und 
Herkunft aus der Türkei werden bei der Einführung, 
in die Gemeinschaft keine Zölle erhoben. 

Nummer des 
Gemein- 
samen 
Zolltarif s 

03.01 Fische, frisch (lebend oder nicht lebend), 
gekühlt oder gefroren: 

B. Seefische: 

I. ganz, ohne Kopf oder zerteilt: 
c) Thunfische ^) 

03.03 Krebstiere und, Weichtiere (auch ohne 
Panzer oder Schale), frisch (lebend oder 
nicht lebend), gekühlt, gefroren, getrock- 
net, gesalzen oder in Salzlake; Krebs- 
tiere in ihrem Panzer, nur in Wasser 
gekocht: 

A. Krebstiere: 

I. Langusten 

II. Hummer (Homarus-Arten). 

III. Krabben und Süßwasserkrebse 

IV. Garnelen 


Warenbezeichnung 


Artikel 3 

Dieser Beschluß wird ab 1. Februar 1971 von der 
Gemeinschaft angewandt. 

0 Diese Tarifstelle umfaßt u. a. die Arten Thynnus pela- 
mis („Bonitos") und Thunnus thynnus („Toriks" und 
„Orkinos"). 


Geschehen zu Brüssel, am 


2 


Im Namen des Assoziationsrates 
Der Präsident 
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Drucksache Vf/ 1647 


Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Einfuhr von Fischereierzeugnissen mit Ursprung in und 
Herkunft aus der Türkei in die Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 


03,10 * ij) Köhler (Pollachius virens oder 

Gadus virens) 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäsdien Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit seinem Beschluß Nr, , . ./70 hat der Assozia- 
tionsrat EWG-Türkei in Anwendung von Artikel 6 
des Protokolls Nr, 1 im Anhang zum Abkommen von 
Ankara beschlossen, daß die Einfuhr einiger Erzeug- 
nisse des Fischereisektors mit Ursprung in und Her- 
kunft aus der Türkei in die Gemeinschaft mit In- 
krafttreten der gemeinsamen Politik auf diesem Sek- 
tor einer bestimmten Regelung unterliegen soll. 

Die Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom 
, . . 1970 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Erzeugnisse des Fischereisektors ^) wird am 

1. Februar 1971 in Kraft treten. 


Es müssen die erforderlichen Vorschriften für die 
Anwendung der vom Assoziationsrat beschlossenen 
Maßnahmen in der Gemeinschaft erlassen werden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für die nachstehenden Erzeugnisse mit Ursprung in 
und Herkunft aus der Türkei gilt bei der Einfuhr in 
die Gemeinschaft ein Zollsatz in Höhe von 50 ^/o des 
Zollsatzes des Gemeinsamen Zolltarifs: 


Nummer des| 
Gemein- ! 

Samen 
Zolltarifs i 


Warenbezeichnung 


03,01 Fische, frisch (lebend oder nicht lebend), 
gekühlt oder gefroren: 


B. Seefische: 


k) Schellfisch 

l) Merlan (Merlangus merlangus) 

m) Makrelen 

o) Schollen 

p) Sebrassen der Art Dentex und 
der Pagellus-Arten 

q) ander e 

Artikel 2 

Auf die nachstehenden Erzeugnisse mit Ursprung in 
und Herkunft aus der Türkei werden bei der Einfuhr 
in die Gemeinschaft keine Zölle erhoben. 


Nummer des 
Gemein- 
samen 
Zolltarifs 


Warenbezeichnung 


03.01 Fische, frisch (lebend oder nicht lebend), 
gekühlt oder gefroren: 

B. Seefische: 


I. ganz, ohne Kopf oder zerteilt: 
c) Thunfische ^) 


03.03 Krebstiere und Weichtiere (auch ohne 
Panzer oder Schale), frisch (lebend oder 
nicht lebend), gekühlt, gefroren, getrock- 
net, gesalzen oder in Salzlake; Krebs- 
tiere in ihrem Panzer, nur in Wasser 
gekocht: 

A, Krebstiere: 

I. Langusten 

II, Hummer (Homarus-Arten) 

III. Krabben und Süßwasserkrebse 


1. ganz, ohne Kopf oder zerteilt: 


IV, Garnelen 


e) Haie 

f) Rotbarsche, Goldbarsche oder 
Tiefenbarsche (Sebastes 
marinus) 

g) Heilbutte (Hippoglossus 
vulgaris, Hippoglossus 
reinhardtius) 

h) Kabeljau (Gadus morrhua oder 
Gadus callarias) 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . Seite ... 

2) Diese Tarifstelle umfaßt u. a. die Arten Thynnus pela- 
mis („Bonitos") und Thunnus thynnus („Toriks" und 
„Orkunos"). 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Gemäß Artikel 1 seines Beschlusses Nr. 1/67 vom ; 
1. Dezember 1967 über die Durchführung von 
Artikel 6 des Vorläufigen Protokolls im Anhang 
zum Abkommen von Ankara hat cfer Assozia- 
tionsrat die jährliche Eröffnung von Zollkontin- 
genten durch die Mitgliedstaaten für einige tür- 
kische Fischerei-Erzeugnisse beschlossen. 

Die Höhe dieser Kontingente und des Präferenz- 
satzes ist je nach Erzeugnis und Mitgliedstaat 
verschieden. 

Diese Regelung gilt solange, bis in die Gemein- 
schaft die gemeinsame Politik auf dem Fischerei- 
sektor in Kraft tritt (vgl. Absatz 4 des genannten 
Artikels), d.*h. bis zum 1. Februar 1971. 

2. In dem Entwurf des Zusatzprotokolls zu dem Ab- 
kommen von Ankara heißt es in Artikel 10 des 
Anhangs Nr. 7 über die Agrarregelung, daß „die 
Gemeinschaft nach Einführung der gemeinsamen 
Fischereipolitik diejenigen Maßnahmen trifft, die 
eventuell erforderlich sind, um der Türkei wei- 
terhin Ausfuhrmöglichkeiten zu gewährleisten, 
die den gemäß Artikel 6 des Vorläufigen Proto- 
kolls vorgesehenen Ausfuhrmöglichkeiten zumin- 
dest gleichwertig sind". 

Das Zusatzprotokoll, dessen Unterzeichnung für 
November 1970 vorgesehen ist, muß allerdings 
zunächst von den Parlamenten der Mitgliedstaa- 
ten ratifiziert werden. Das Protokoll wird daher 
erst in einiger Zeit in Kraft treten können, vor- 
aussichtlich erst mehrere Monate nach dem In- 
krafttreten der gemeinsamen Fischereipolitik. 
Folglich muß die Zeit zwischen der Einführung 
dieser Politik und dem Inkrafttreten der Vor- 
schriften überbrückt werden, die die Gemein- 
schaft aufgrund der Bestimmungen des Zusatz- 
protokolls zur gegebenen Zeit erlassen wird. 

3. Angesichts dieser Sachlage schlägt die Kommis- 
sion vor, die Gültigkeit der derzeitigen Zollrege- 
lung zu verlängern, sie aber durch Sonderbestim- 
mungen den Erfordernissen der neuen gemein- 
samen Fischereipolitik anzupassen. In Überein- 
stimmung mit der stets von der Gemeinschaft 
eingenommenen Haltung müssen diese Bestim- 
mungen, sobald eine gemeinsame Marktorgani- 
sation besteht, jede quantitative Lösung aus- 
schließen und daher die derzeitig geltenden Zoll- 
kontingente nach Ansicht der Kommission außer 
Kraft setzen. 

Die der Türkei gewährten Vorteile wären dem- 
nach 

— eine Senkung der Zollsätze des gemeinsamen 
Zolltarifs um 50®/o für die Erzeugnisse der 
Tarifnummer ex 03.01 B I e, f, g, h, ij, k, 1, m, 

P» T' 

— die Zollbefreiung für die übrigen Fischerei- 
erzeugnisse der Tarifnummern 03.01 B I c); 
03.03 A I, II, III und IV; 

— die Konsolidierung des Null-Zollsatzes für 
Thunfisch (Tarifnummer ex 03.01 B 1 c), für 


den die Gemeinschaftsregelung eine allge- 
meine Zollbefreiung in Betracht zieht; 

diese Vorteile werden ohne mengenmäßige Be- 
schränkungen gewährt. 

4. Die einzigen Erzeugnisse, für welche die vor- 
gesehene Regelung für die Türkei etwas ungün- 
stiger wäre als bei Anwendung des Beschlusses 
Nr. 1/67 des Assoziationsrates, wären Tinten- 
fische, Kalmare und Kraken (Tarifnummern 03.03 
B IV). Nach Auffassung der Kommission sind bei 
diesen Erzeugnissen wegen der Schwierigkeiten 
einiger Mitgliedstaaten keine Zugeständnisse 
möglich. Aufgrund dieser Schwierigkeiten sah 
sich die Gemeinschaft übrigens schon veranlaßt, 
im Rahmen des Beschlusses Nr. 1/67 nur sehr 
begrenzte Vergünstigungen zuzugestehen (Zoll- 
kontingent von 50 t) . 

Die Rücknahme der bisher gewährten Präferenz 
für Tintenfische, Kalmare und Kraken wird weit- 
gehend durch die allgemeine Anwendung der 
Zollpräferenz auf alle oben aufgeführten Erzeug- 
nisse nach Beseitigung der Kontingentierung aus- 
geglichen. 

5. Nach Auffassung der Kommission müßte die vor- 
geschlagene Regelung in einem neuen Beschluß 
des Assoziationsrates EWG-Türkei auf der glei- 
chen Grundlage wie der vorhergehende (Artikel 
6 des Vorläufigen Protokolls im Anhang zu dem 
Abkommen von Ankara) gefaßt werden. 

Ein dem Assoziationsrat zu unterbreitender Ent- 
wurf des Beschlusses ist beigefügt. 

6. Der Beschluß des Assoziationsrates wäre durch 
eine Verordnung des Rates gemäß Artikel 43 des 
Vertrags in der Gemeinschaft durchzuführen. Ein 
Vorschlag für diese Verordnung ist beigefügt. 

Das Europäische Parlament sollte so rasch wie 
möglich zu diesem Vorschlag gehört werden, da- 
mit der Rat den Beschluß vor Einführung der 
gemeinsamen Politik auf dem Fischereisektor 
fassen kann. 

7. Schließlich soll die Gemeinschaft nach Auffas- 
sung der Kommission bereits bei den vor der An- 
nahme dieses Beschlusses stattfindenden Ver- 
handlungen des Assoziationsrates die Türkei dar- 
auf aufmerksam machen, daß etwaige Zugeständ- 
nisse, die der Assoziationsrat später gemäß Ar- 
tikel 32 des Zusatzprotokolls zugunsten türki- 
scher Fischereierzeugnisse beschließen könnte, 
von der Kommission von einer Klausel über den 
Fischfang in den Hoheitsgewässern der Türkei 
abhängig gemacht würden. 

Nach dieser Klausel dürfte die für den Fischfang 
in türkischen Hoheitsgewässern geltende Rege- 
lung weder in rechtlicher noch in tatsächlicher 
Beziehung zu einer Diskriminierung zwischen den 
Mitgliedstaaten und auf keinen Fall zu einer 
weniger günstigen Behandlung dieser Staaten 
gegenüber einem dritten Land führen. 
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